
Bundessozialgerioht

- 42 RK 59/76 -

I m N a m e n d e e V o 1 k e e

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

0.0.0...............OOIOOOOCOOOOO......O......OOOOOOOOOOOC

Klägerin und Revieionsklägerin,

g e g e n

......COOICOIOOOOOOOOO............I......OOOOOOQOOOC0.0...

Beklagte und Revieionsbeklagte,

beigeladenz

Der 42. Senat des Bundeseozialgerichte hat ohne mündliche

Verhandlung am 2. Februar 1978 '
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Sozial—

gerichts Mannheim vom 6. Oktober 4976 aufgehoben.

Der Redhtsetreit wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht Baden—Württemberg zurückver-
wiesen.
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte der

Klägerin die von dieser als Rehabilitationsträger aufgrund

von Übergangsgeldzahlungen getragenen Beiträge zur Kranken—

und Angestelltenversicherung der Versicherten ] ' (F.)

zurückzuzahlen hat, nachdem die Klägerin der Versicherten

F. rückwirkend eine Vollrente aus der Unfallversicherung

gewährt.

Die Klägerin gewährte der Versicherten F. wegen der Folgen

eines Arbeitsunfalls vom 9. Mai 4974 Maßnahmen der

Rehabilitation und Übergangsgeld. Sie entrichtete als
Rehabilitationsträger wegen der Übergangsgeldzahlungen

aufgrund von Beitragsanforderungen vom 54. Januar, 4. März
und 20. Juni 4975 an die Beklagte für die Zeit vom

4. Oktober 4974 bis zum 28. Februar 4975 Beiträge zur
Kranken- und Angestelltehversicherung der F. mit insgesamt

540,58 mm Nachträglich bewilligte die Klägerin der. F.
rückwirkend vom 9. Mai 4974 an Vollrente aus der Unfall-

versicherung; außerdem bewilligte die Beigeladene der F.
rückwirkend ab 4. Juni 4974 Rente wegen Erwerbsunfähigkeit.

Das der F. gezahlte Übergangsgeld verrechnete die Klägerin

mit der Rentennachzahlung an die F. Die Klägerin forderte
alsdann von der Beklagten die von ihr entrichteten Beiträge

als zu Unrecht entrichtet zurück, da mit der rückwirkenden
Rentenhewilligung der frühere An3pruch der F. auf Übergangs—

geld nachträglich weggefallen und sie daher nicht beitrage—

pflichtig sei. Die Beklagte verweigerte die Rückzahlung der

Beiträge.

Das Sozialgericht (SG) Mannheim hat die Klage auf Rück—
zahlung der Beiträge abgewiesen. Auf die Widerklage der
Beklagten hat es die Klägerin verurteilt, für die Zeit des
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Ubergangsgeldbezugs der Versicherten F. vom 4. März bis
48» APril 4975 die darauf entfallenden Sozialversicherungs-
beiträge mit 464,74 DMan die Beklagte zu zahlen. Das SG
hat die Revision zugelassen (Urteil vom 6. Oktober 4976).

Die Klägerin hat gegen dieses Urteil Sprungrévision einge-
legt, der die Bekla&te telegrafisch zugestimmt hat. Sie
rügt eine Verletzung des 5 581 Abs 5a Nr 2 der Reichsver-

sicherunasoräauua (Eva) und des 5 2 Abs « mr «oe Buchst c
des An86Stelltenversicherungsgesetzes (AVG).

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des SG aufzuheben und die Beklagte zu ver—
urteilen, ihr die zur Kranken- und Angestelltenversiche—

rung der F. für die Zeit vom 4. Oktober 4974 bis

28- Februar 4975 gezahlten Beiträge zurückzuzahlen
SOWiedie Widerklage der Beklagten abzuweisen,

hilfsweise,

das Urteil des SG aufzuheben und den Rechtsstreit zu
neuer Verhandlung und Entscheidung an das SG zurückzu-

verweisen. '

Die Beklagte und die Beigeladene beantragen,

die Sprungrevision der Klägerin zurückzuweisen.

Die Beteiligten sind damit einverstanden, daß der Senat nach
5 424 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes_(SGG) ohne mündliche
Verhandlung durch Urteil entscheidet.
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Die Revision der Klägerin ist begründet. Das angefochtene

Urteil des SG ist aufzuheben. Der Rechtsstreit ist zu

neuer Verhandlung und Entscheidung an das Lendenaozi81-

gericht (LSG) Baden—Württemberg zurückzuverWeisen.

Das SG'hat die Versicherte F. in diesem Rechtsstreit nicht

notwendig beigeladen (% 75 Abs 2 SGG)- Das war aber in dem

Beitragserstettungsstreit der Beteiligten, der SiCh BUCh
auf iss Kranken— und Rentenversicherungsverhältnis der

Verzicherten F. auswirkt, erforderlich. Nach dem Beschluß

des Bundessozialgerichts (BSG) vom 42. März 4974 — 2 5 4/74 -
ist des Unterlessen einer notwendigen Beiladung nach

5 75 Abs 2, 4. Alternative SGGbei einer zulässigen Revision

von Amts wegen als Verfahrensmangel zu beachten (SozR 4500

$ 75 Nr 4). Eine solche Beiladung ist notwendig, wenn die in

einem Rechtsstreit zu erwartende Entscheidung über das

Rechtsverhältnis zugleich in die Rechtssphäre eines Dritten

unmittelbar eingreift (BSGE 44, 262 = SozR Nr 47 zu.5 75 SGG)-
Wie der erkennende Senat bereits mehrfach entschieden hat,

ist der Versicherte jedenfalls dann nach 5 75 Abs 2 SGG not-

wendig beizuladen, wenn von dem Streit der Beteiligten sein

Versicherungsverhältnis mit betroffen wird (vgl Urteil vom
46. Dezember 4976 — 42/3/42 RK 25/74, Breith_4977‚ 846 “
USK 76242; Urteile vom 27. Januar 4977 — 12/5 RK 90/75,

USK 7727; — 42 RK 8/76, USK 7727; Urteile vom 27. Februar 4977

_ 42/5 RK 50/75 USK 7739; _ 42 RK 44/76, USK 7736 =
DAngVers 4977, 297; Urteil vom 28. April 4977 —42 RK 50/76,
USK 7743 = SozSich 4977, 558).

Nach 5 384 Abs 33 Nr 2 RVO hat der das Übergangsgeld ge—
währende Rehabilitationsträger - hier die Klägerin — die
Beiträge zur Krankenversicherung zu tragen "für die übrigen

Versicherten, die Übergangsgeld beziehen. das nicht nach
den Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes berechnet

ist, vom Beginn der 7. woche des Bezugs von Übergangsgeld
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an". Die ursprünglich in der Krankenversicherung als Mitglied

der Beklagten versicherte Angestellte F. (55 165 Abs 4 Nr 2,
506 Abs 4 RVG) blieb während der von der Klägerin gewährten

Rehabilitationsmaßnahmeh deshalb Mitglied der Beklagten,

weil sie von der Klägerin als Rehabilitatlgnsträger Über-

gangsgeld bezog. Das Versicherungsverhältnis der F. zur
Krankenversicherung bestand also in der Zeit, in der sie von
der Klägerin Ubergangsgeld bezog, fort. Die mit diesem Ver-

sioherungsverhältnis verbundenen Krankenversicherungsbeiträge

hatte allein die Klägerin nach 5 584 Abs 58 Nr 2 BVG zu
tragen. F. war, solange sie Übergangsgeld bezog, zwar
weiterhin in der Krankenversicherung versichert, jedoch nicht

verpflichtet, die Krankenversicherungsbeiträge anteilig mit

zu tragen. Falls die Beklagte, wie dies die Klägerin begehrt,

die von ihr getragenen Krankenversicherungsbeiträge zu er-
statten hätte, weil das Ubergangsgeld zu Unrecht gezahlt
worden war, würde sich dies zwangsläufig auch auf das Ver-

sicherungs- und Mitgliedschaftsverhältnis der F. zur Beklagten

auswirken. Damit würde in die RechtssPhäre der F. unmittelbar
eingegriffen.

Ebenso wäre es, falls die Beklagte der Klägerin die von dieser

getragenen Beiträge zur Angestelltenversicherung der F. zu

erstatten hätte. F. war nach 5 2 Abs 1 Nr 40a Buchst 0 AVG als
Person, der "ein sonstiger Träger der Rehabilitation mindestens

einen Kalendermonat Übergangsgeld zahlt, für die Zeit des
Bezugs von Ubergangsgeld" in der Angestelltenversicherung ver-
sicherungspflichtig. Die mit dieser Versicherungspflicht ver-

bundenen Pflichtbeiträge zur Angestelltenversicherung hatte die

Klägerin als Rehabilitationsträger nach 5 442 Abs 4 Buchst h
AVG zugunsten der F. allein zu tragen. Diese wirksam entrich-

teten Beiträge zur Angestelltenversicherung, durch die F.

Beitragszeiten erlangt hatte (5 27 Abs 4 Buchst a AVG),
würden der F. verlorengehen, falls die Beiträge der Klägerin

zu erstatten wären. Auch insoweit würde in die Rechtssphäre der
F. unmittelbar eingegriffen.
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Daraus folgt, daß die Entscheidung gegenüber der Klägerin

und der Versicherten F. nur einheitlich ergehen kann. Daher

ist die Beiladung der Versicherten F. notwendig. Dies nach-

zuholen wird Sache des LSG Baden-Württemberg sein, an das

der Rechtsstreit zur anderweitigen Verhandlung und Entschei-

dung zurückverwiesen wird (5 470 Abs 2 Satz 2, Abs 4 SGG).

F. wird so Gelegenheit haben, sich zur Sache zu äußern.

Da das Urteil des SG mit den ihm zugrunde liegenden Fest-

stellungen wegen der fehlenden notwendigen Beiladung der

F. ohnehin aufzuheben ist, kann offen bleiben, ob die von

der Klägerin mit der Revision erhobene Verfahrensrüge durch—

greift, das SG habe das Gesamtergebnis des Verfahrens nicht

hinreichend beachtet und deshalb @128 Abs 4 Satz 1 sec
verletzt.

Nach der notwendigen Beiladung der F. wird das LSG nicht

umhin kommen können, vor seiner Entscheidung folgendes

mit zu erwägen:

Die Beklagte hat der Klägerin Beitragsbescheide vom

54. Januar; 4. März und 20. Juni 4975 erteilt, die die
Klägerin durch BeitragsZahlung erfüllt und nicht ausdrück-

lich mit der Klage angefochten hat (5 54 Abs 4 SGG). Sie

hat sich vielmehr nach der Fassung ihres Antrags auf eine

Leistungsklage ($ 54 Abs 5 SGG) beschränkt. Sachdienlich
wäre es, einer verbundenen Aufhebungs— und Leistungsklage

(@ 54 Abs 4 und 4 SGG) entsPrechende Anträge herbeizu-
führen (5 406 Abs 4 SGG) und über eine solche Klage zu
entscheiden. Die Beklagte war, wenngleich sie sonst als

‘Versicherungsträger dieselbe Rechtsstellung wie die Klägerin

hat und insoweit dieser gleichgeordnet ist, berechtigt,
gegenüber der Klägerin Verwaltungsakte (Beitragsanforderungen)

zu erlassen. Sie ist nämliCh durch Gesetz hierzu besonders

beauftragt und im Rahmen dieses Auftrags als Einzugsstelle

aufgrund ihrer auch gegenüber der Klägerin übergeordneten
Stellung tätig geworden (5 421 AVG). Es wird insoweit auf die
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Rechtsprechung des Senats in seinen Urteilen vom heutigen

Tage —42 RK 47/76 und 42 RK 29/77 -‚ die zur Veröffentlichung
bestimmt sind, verwiesen.

Die Entscheidung über die Kosten (@ ??? Abs 4 und 4 SGG)

bleibt der das Verfahren abschließenden Entscheidung vor-
behalten.
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